Antrag auf Gewährung einer Zuwendung






GAK
nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Breitbandversorgung ländlicher Räume 
- II-B2-0228.22900 - vom 15.08.2008 in der jeweils gültigen Fassung
An die 

Bezirksregierung Arnsberg
Geschäftsstelle Gigabit.NRW
Seibertzstr. 1
59821 Arnsberg
1. Antragsteller/in
1.1    Name / Anschrift / amtlicher Gemeindeschlüssel
1.2
Vertretungsberechtigte Person (Name / Funktion)

	     
	
	     

	     
	
	     

	     
	
	     

	     
	
	     


1.3    Ansprechpartner/in

	Auskunft erteilt
	Telefon (mit Vorwahl)
	Fax (mit Vorwahl)
	E-Mailadresse

	     
	     
	     
	     


1.4   Bankdaten
	Kontoinhaber
	Bank

	     
	     

	BIC
	IBAN

	     
	     


2.
Maßnahme
	 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

	2.1.1 Zuschuss des Antragstellers an einen privaten oder kommunalen Netzbetreiber zur Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke bei Investitionen in leitungsgebundene oder funkbasierte Breitbandinfrastrukturen (gem. Nr. 2.1.1 der Förderrichtlinie).

2.1.2 Investitionen des Antragstellers in leitungsgebundene oder funkbasierte Breitbandinfrastrukturen im Fall der Nr. 2.1.2 der Förderrichtlinie

2.2 Verlegung von Leerrohren mit einem nutzer- und anbieterneutralen Standard für die Breitbandinfrastruktur (gem. Nr. 2.2 der Förderrichtlinie) 
2.3 Planungsarbeiten und Aufwendungen zur Vorbereitung und Begleitung von Maßnahmen nach Nr. 2.1.1 oder 2.2 (gem. Nr. 2.3 der Förderrichtlinie)


	Ort der Maßnahme:


	Betroffene Kommunen / Orte / Ortschaften

     

	Durchführungszeitraum:

	Datum:
   von         bis        

	projektspezifische Indikatoren – Ausgangswerte

Anzahl der Haushalte im Untersuchungsgebiet:      
Anzahl unterversorgter Haushalte
· land- und forstwirtschaftliche sowie gewerbliche Betriebe:       

· privat:      


	projektspezifische Indikatoren – Zielwerte

Anzahl anzuschließender Haushalte insgesamt (technisch realisierbar):      
· land- und forstwirtschaftliche sowie gewerbliche Betriebe:      
· privat:                          
Zu realisierende Bandbreiten:       MBit/s (Downstream) (mind. 16 MBit/s)


	Geplante Technologie: 

 FTTH                                     
 FTTC                                         FTTB                             
 CATV
 Vectoring                                   VDSL                             
      Sonstige        Hybrid                                        LTE                                                      




3.
Finanzierungsplan

	
	Betrag in €
	Feststellungen der Bewilligungs-behörde

	1
	2
	3

	3.1
	Gesamtkosten (z.B. Wirtschaftlichkeitslücke, Investitionskosten für Leerrohrverlegung, Planungskosten) 
	     
	     

	3.2.1
	     abzüglich Leistungen Dritter

       (ohne öffentliche Förderung)
	     
	     

	3.2.2
	     abzüglich nicht zuwendungsfähige Kosten

      (z.B. für Finanzierung, Grunderwerb, Endkundengeräte, 

         Empfängerantennen, Kosten der „letzten Meile“, MwSt.)
	     
	     

	3.3
	Zuwendungsfähige Ausgaben

	     
	     

	3.4

	Beantragte Förderung: 75% / 90 % *
	     
	

	3.5
	Zuwendung
	     
	     

	3.6
	Eigenanteil
	     
	

	Datum, Unterschrift des/der  Prüfers/in

	


* Nicht Zutreffendes bitte streichen; 90% nur bei Gemeinden mit HSK
	
	Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit

(Kassenwirksamkeit)

	
	2017
	2018
	2019
	Summe

	Zuwendungsfähige Ausgaben in Euro
	     
	     
	     
	     

	davon Eigenanteil in Euro
	     
	     
	     
	     

	Beantragte Zuwendung in Euro
	     
	     
	     
	     


4.
Begründung

	4.1


	Zur Notwendigkeit der Maßnahme (z.B. Unterversorgung, Breitbandbedarf, weitere Ausgangs- und Zielwerte, fachl. Beratung usw.)

     


	4.2
	Zur Notwendigkeit der Förderung  

     



5.
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen

	Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, die voraussichtliche Höhe und die Tragbarkeit der Folgelasten für die Antragstellerin/ für den Antragsteller, Finanzlage der Antragstellerin/des Antragstellers usw. 

     



6.
Erklärungen / Bestätigungen
	6.1 Die Antragstellerin / Der Antragsteller erklärt, dass

	FORMCHECKBOX 

FORMCHECKBOX 


	ein Haushaltssicherungskonzept:

nicht zu beachten ist.
zu beachten ist: 

FORMCHECKBOX 
 die Maßnahme im Rahmen eines genehmigten Haushaltssicherungskonzeptes
     durchgeführt wird. 

FORMCHECKBOX 
 ein nicht genehmigtes Haushaltssicherungskonzept vorliegt. Die Zustimmung des
     Kreises ist dem Antrag beigefügt.

	 FORMCHECKBOX 

	keine anderen öffentlichen Finanzierungshilfen in Anspruch genommen werden.


	6.2 Die Antragstellerin / Der Antragsteller bestätigt, dass

	-
	mit dem Vorhaben noch nicht begonnen wurde oder der vorzeitige Maßnahmebeginn durch die Bewilligungsbehörde genehmigt wurde. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten. Bei Baumaßnahmen (Ziffer 2.2 der Richtlinie) gelten Planung, Baugrunduntersuchung, Grunderwerb und Herrichten des Grundstücks nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung;


	-
	für das Ausbaugebiet keine Förderung nach dem Kommunalinvestitions-förderungsgesetz oder der Bundesrahmenregelung in Anspruch genommen wurde;



	-
	im Falle von Maßnahmen nach Ziffer 2.1.2 (Durchführung durch den Zuwendungsempfänger) die zur Durchführung der Maßnahme erforderlichen Nutzungsrechte für Grundstücke und Gebäude bestehen;




	-
	die in diesem Antrag (einschl. Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind und bekannt ist, dass alle Angaben dieses Antrages, von denen die Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung oder das Belassen der Zuwendung abhängig sind, subventionserheblich im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (Erstes Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität (1. WiKG)) vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034) in Verbindung mit 
§ 1 des Gesetzes über die Vergabe von Subventionen nach Landesrecht (Landessubventionsgesetz) vom 24. März 1977 (SGV. NRW. 73) sind; 



	-
	die zur Breitbandversorgung vorgesehenen Ortsteile nicht mehr als 10.000 Einwohner je Ortsteil haben; 



	-
	bekannt ist, dass die Angaben des Antrages an die zuständigen Organe des Landes und des Bundes übermittelt werden können, alle Angaben zum Zwecke einer zügigen Bearbeitung des Antrags sowie zu statistischen Zwecken gespeichert werden können; 



	-
	Daten für die Evaluation der Vorhaben vorgehalten und abgefragt werden können;



	-

	die  Bundesnetzagentur zu den Zugangsbedingungen (einschließlich Preisen) konsultiert wurde bzw. wird; 

	-
	bekannt ist, dass die Gewährung der beantragten Zuwendung auf den folgenden Rechtsgrundlagen in der jeweiligen Fassung beruht:
· der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Breitbandversorgung ländlicher Räume (RdErl. des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz II-6-0228.22900 vom 15.08.2008) in der geltenden Fassung,

· den Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung, 

· der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Abl. L Nr. 187 vom 26.6.2014 S. 1) sowie

· des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBl. I S. 1055), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.12.2010 (BGBl. I Nr. 63 S. 1934), und dazu erlassene Bundesgrundsätze;


	-
	die Einhaltung der nach einer Bewilligung eingegangenen Verpflichtungen sowie die Angaben des Antrages auch an Ort und Stelle durch die zuständigen Prüfungsorgane kontrolliert werden können. Zu diesem Zweck werden dem Kontrollpersonal ein Betretungsrecht auf den Grundstücken sowie in den Betriebs- und Geschäftsräumen und das Recht auf Einsichtnahme in die für die Beurteilung der Zuwendungsvoraussetzungen notwendigen betriebswirtschaftlichen Unterlagen eingeräumt. Die Antragstellerin oder der Antragsteller verpflichtet sich, die zur Prüfung notwendigen Auskünfte zu erteilen.


7.
Anlagen
	 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 


	Kartographische Darstellung des Ausbaugebietes in gedruckter Version und als GIS-fähiges Polygon (Polygon in shape-Format);
Integriertes kommunales Entwicklungskonzept oder Dorfinnenentwicklungskonzept (falls vorhanden);
bei Maßnahmen nach Nr. 2.1.1, 2.1.2 und 2.2: 
Nachweis der Veröffentlichung (unter www.breitbandausschreibungen.de) und Ergebnis des durchgeführten Markterkundungsverfahrens zur fehlenden oder unzureichenden Breitbandversorgung (Downstreamübertragungsrate von weniger als 16 Mbit/s zu erschwinglichen Preisen) im zu versorgenden Gebiet unter Berücksichtigung der Ausbauabsichten der Netzbetreiber während der nächsten drei Jahre, mit Aufschlüsselung auf private und gewerbliche Nutzer;


	 FORMCHECKBOX 

	Nachweis der Veröffentlichung (unter http://breitbandausschreibungen.de), Veröffentlichungstext und Ergebnis eines durchgeführten offenen, transparenten und diskriminierungsfreien Auswahlverfahrens unter Wahrung der Technologieneutralität zur Auswahl geeigneter potentieller Netzbetreiber.
 FORMCHECKBOX 
 Vergabevermerk des Antragstellers mit Ergebnis und begründete Dokumentation des 
     Auswahlverfahrens (Dokumentation der Endkundenpreise), des offenen Zugangs auf
     Vorleistungsebene und dass bei gleichen technischen Spezifikationen der Anbieter mit 
     dem wirtschaftlichsten Angebot ausgewählt worden ist. 
 FORMCHECKBOX 
 Auswertung der Angaben der Netzbetreiber nach Ziff. I bis IV. des Veröffentlichungstextes

 FORMCHECKBOX 
 Nachvollziehbare Berechnung zur Bewertung der Angebote;


	 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

 FORMCHECKBOX 

	bei Maßnahmen nach Nr. 2.1.1 und 2.1.2: 
Wirtschaftlichkeitsberechnung des ausgewählten Netzanbieters, aus der der Zuschussbetrag hervorgeht, den der Anbieter zur Schließung seiner Wirtschaftlichkeitslücke für erforderlich hält;

Angebot über die Höhe der Ausgaben zur Herstellung des offenen und fairen Zugangs auf Vorleistungsebene (technische Herstellung der Anbieter- und Nutzerneutralität), der für mind. 7 Jahre zu gewährleisten ist. Der Zugang zu Masten und Leerrohren ist unbefristet zu gewähren. Bei NGA-Netzen muss die Möglichkeit der vollständigen Entbündelung geboten sein. Die Preise für den Zugang auf Vorleistungsebene müssen auf den Preisbildungsverfahren der BNetzA und auf Preisen beruhen, die in vergleichbaren, von mehr Wettbewerb geprägten Gebieten gelten;
Stellungnahme der Bundesnetzagentur (BNetzA) zu Zugangsbedingungen und Preisen 

(kann nachgereicht werden, muss aber spätestens mit dem 1. Auszahlungsantrag vorgelegt werden)
bei Maßnahmen nach  Nr. 2.3: 

Leistungsbeschreibung (mind. 3 Vergleichsangebote) sowie Dokumentation der Auswahl des wirtschaftlichsten Anbieters;
Referenzen der zu beauftragenden Stelle zum Nachweis der Qualifikation.


     
………………………………………                     

 
.………………………………………
(Ort/Datum)











(Rechtsverbindliche Unterschrift)

Stand 04.09.2014
Stand: 09.11.2017 

Antrag GAK S. 7/7

